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„Das Staatsrecht hat ja im Grunde gar keinen 
anderen Gegenstand als das Politische.“

Heinrich Triepel, Staatsrecht und Politik

I.  Einleitung

Glaubt man den verbreiteten Diagnosen über die Lage des grundgesetzli­
chen Verfassungsstaates zu Beginn des 21. Jahrhunderts, dann geht die Er­
folgsgeschichte der Verfassung zu Ende. Beobachter gehen davon aus, dass 
die Verfassung „ihren Zenit hinter sich“1 hat. Der Aufstieg der Verfassung 
unter dem Grundgesetz scheint in einen langsamen, aber unaufhaltsamen 
Bedeutungsverlust umzuschlagen. Die Verfassung ist, so resümiert Dieter 
Grimm die verbreitete Wahrnehmung in der Staatsrechtslehre, „wieder 
fragwürdig geworden“.2 Mit der Verfassung kommt binnen kürzester Zeit 
schon der zweite zentrale Gegenstand der Staatsrechtslehre auf den Prüf­
stand. Lange hatte sich die Diskussion auf die Frage der Verabschiedung des 
Staates kapriziert. Einigen galt es bereits als ausgemacht, dass man es „beim 
juristischen Etatismus mit einem vergangenen, in der Sache überlebten Phä­
nomen“3 zu tun habe, während andere scharf gegen die „Staatsverdrän­
gung“4 ihrer Disziplin polemisierten.

Die Kontroverse reagiert nicht zuletzt auf Veränderungen der politischen 
Wirklichkeit im Zuge von Europäisierung und Internationalisierung. Da­
mit reiht sie sich zugleich ein in die gegenwärtige sozialwissenschaftliche 
Debatte um den Wandel des Staates als prägender Ordnungsform der Mo­
derne, die ebenfalls auf die Internationalisierung und den Wandel staatlicher 
Handlungsformen antwortet.5 Die zunehmende Anzahl grenzüberschrei­
tender Probleme etwa im Bereich des Umweltschutzes, der Terrorismusbe­
kämpfung oder der Flüchtlingskrise verlangt nach suprastaatlichen Lösun­
gen. Die Folge ist eine verminderte Gestaltungskraft des einzelnen Staates, 
die aus staatsrechtlicher Perspektive gleichbedeutend ist mit einer vermin­
derten Regelungskraft der nationalstaatlichen Verfassung. Die Verfassung ist 

1  Vesting/Korioth 2011a, S.  3.
2  Grimm 2011, S.  379.
3  Möllers 2011, S. XIII.
4  Isensee 2004, Rn.  17.
5  Vgl. Leibfried/Huber/Lange/Levy/Nullmeier/Stephens 2015; Anter/Bleek 2013; Voß­

kuhle/Bumke/Meinel 2013; Anter 2012; Dobner 2010; Benz 2008; Zürn 2005; Lietzmann 
1994; Voigt 1993; Evans/Rueschemeyer/Skocpol 1985.
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auf den Staat bezogen, sie kann nur diejenige Herrschaftsausübung erfassen, 
die sich ihm zurechnen lässt. Es war ein konservativer Mahner wie Josef 
Isensee, der seine Disziplin schon früh darauf hingewiesen hat, dass von der 
bundesrepublikanischen Verfassung nur so viel in Europa übrig bleiben wer­
de, „wie Europa an bundesrepublikanischer Staatlichkeit übrig lässt“.6

Insbesondere auf die Infragestellung der Verfassung hat die Staatsrechts­
lehre mit Sorge reagiert. Dabei handelt es sich für die Disziplin um eine neue 
Erfahrung, die Verfassungsentwicklung unter dem Grundgesetz bot bislang 
wenig Anlass zur Beunruhigung. Die wachsende Sorge steht „in auffälligem 
Kontrast zur über Jahrzehnten gepflegten Erzählung vom beispiellosen Sie­
geszug von Verfassung und Verfassungsrecht unter dem Grundgesetz.“7 Die 
Disziplinentwicklung der bundesdeutschen Staatsrechtslehre ist aufs engste 
mit dem Grundgesetz verknüpft. Die Staatsrechtslehre konzentrierte sich 
nach 1949 auf die Fortentwicklung der Grundrechtsdogmatik, das quantita­
tive Wachstum des Öffentlichen Rechts sowie auf die Exegese der Recht­
sprechung des Verfassungsgerichts. Wandlungen im Bereich der Verfassung 
rühren also unmittelbar an das Selbstverständnis der Disziplin.

Noch schärfer wird der Kontrast, wenn man sich vor Augen führt, wie 
noch wenige Jahre zuvor scheinbar leichtfertig die Verabschiedung des Staa­
tes betrieben wurde. Unmissverständlich machte etwa Hasso Hofmann 
deutlich: „Der Begriff des Staates hat seine systembildende Kraft weithin 
eingebüßt. Gewinner ist der Verfassungsbegriff.“8 Anstatt Sorge spricht eine 
gewisse Genugtuung aus diesen Sätzen. Die Verabschiedung des Staatsbe­
griffs hat sich zwar inzwischen als voreilig erwiesen, die Diskrepanz in der 
staatsrechtlichen Wahrnehmung ist nichtsdestoweniger aufschlussreich. Der 
Schluss liegt nahe, dass sie etwas mit „Übersteigerungen“9 des Verfassungs­
denkens unter dem Grundgesetz zu tun hat. Wer wie ein Großteil der Dis­
ziplin die „Einheitsstiftung durch die Verfassung“10 für die gesamte Rechts­
ordnung zum Kern des Verfassungsbegriffs rechnet und der Überzeugung 
ist, dass der „bewußt gesetzte und erlebte Neuanfang deutscher Staatlichkeit 
in der Bundesrepublik … im Geist der Prinzipien der Verfassung“11 vollzo­
gen wurde, für den scheint die „Entthronung der Verfassung“12 naturgemäß 

6  Isensee 1990a, S.  138.
7  Schönberger 2011a, S.  7.
8  Hofmann 1999, S.  1065.
9  Wahl 2003a, S.  434 (im Original kursiv).
10  Grimm 2012a, S.  54.
11  Wahl 2003a, S.  415.
12  Korioth 2014a, S.  39.
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bedrohlicher als für jemanden, der nicht derlei Hoffnungen in die Verfas­
sung setzt.

Der Blick auf den derzeitigen Diskussionsstand offenbart die Sorge in der 
Staatsrechtslehre. Neuere Veröffentlichungen haben zunehmend den Cha­
rakter der „Selbstreflexion“ angenommen.13 Mal versuchen sie das Wissen 
der Rechtsdogmatik14 und den „Eigenwert des Verfassungsrechts“15 zu be­
stimmen, mal sezieren sie die „Staatsrechtslehre als Mikrokosmos“.16 Ihnen 
ist gemeinsam, dass sie bewährte staatsrechtliche Argumentationsfiguren auf 
den Prüfstand stellen und das verbreitete Selbstverständnis der Disziplin als 
dogmatische Wissenschaft hinterfragen. Dabei geht es jedoch nicht allein 
um eine kritische Bestandsaufnahme, sondern um alternative Ansätze und 
die methodische Ausrichtung der Disziplin.17 Beschworen wird die „Wieder­
entdeckung der konzeptionellen Entwurfstradition der Staatsrechtswissen­
schaft“.18 Vor diesem Hintergrund ist bereits von einer „neuen Grundsätz­
lichkeit“19 der staatsrechtlichen Debatte die Rede.

Allem Anschein nach steht die Staatsrechtslehre vor einem neuen Rich­
tungsstreit. Wie zur Zeit des Weimarer Richtungsstreits hat auch sie es an­
gesichts der Veränderungen des Verfassungsstaates im Zuge von Europäisie­
rung und Internationalisierung mit einem politischen Formenwandel zu 
tun, dessen Auswirkungen Beobachter bereits im Rang einer „kopernikani­
schen Wende“20 sehen. Und wie damals ist die Disziplin dazu aufgefordert, 
sich ihrer Grundlagen zu versichern. Staat und Verfassung als die beiden 
zentralen Erkenntnisgegenstände der Disziplin sind die Kristallisations­
punkte der Kontroverse. Der begriffliche Aspekt ist dabei unmittelbar evi­

13  Vgl. Hilgendorf/Schulze-Fielitz 2015. Zur Selbstreflexion wurde die Rechtswissen­
schaft auch vom Wissenschaftsrat angehalten, der 2012 in seinen Empfehlungen zu den 
„Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ von der Disziplin insgesamt eine 
„Stärkung der Grundlagenfächer, die Intensivierung des interdisziplinären wie diszipli­
nären Austausches und eine Öffnung der Rechtswissenschaft in die Universität wie in 
das Wissenschaftssystem“ forderte. Vgl. Wissenschaftsrat 2012, Drs. 2558-12.

14  Vgl. Kirchhof/Magen/Schneider 2012.
15  Vgl. Vesting/Korioth 2011b.
16  Vgl. Schulze-Fielitz 2013a.
17  Vgl. Gutmann 2015; Funke/Krüper/Lüdemann 2015; Funke/Lüdemann 2009; Schul­

ze-Fielitz 2007.
18  Schönberger 2015a, S.  50. Schönberger plädiert darin für eine „zeitgemäße“ Erneu­

erung der Staatsrechtslehre (ebd., S.  3) und will zugleich den Blick schärfen für spezi­
fisch deutsche Eigenheiten der Staatsrechtswissenschaft. Genau diese Eigenarten werden 
immer wieder als hinderlich für die internationale Anschlussfähigkeit der Staatsrechts­
lehre problematisiert. Dazu: von Bogdandy 2015.

19  Grimm 2011, S.  379.
20  Wahl 2003a, S.  423.
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dent. Wie man die Veränderungen von Staatlichkeit und Verfassung beur­
teilt, welche Bedeutung man dem Staatsbegriff im Recht beimisst und wel­
che methodischen Schlussfolgerungen man daraus zieht, hängt ganz 
entscheidend vom zugrunde gelegten Staats- und Verfassungsbegriff ab.

Die Frage nach dem Begriffsverständnis von Staat und Verfassung gehört 
aus politikwissenschaftlicher Perspektive zu den interessantesten Problemen 
der Staatsrechtslehre. Sie soll im Folgenden im Zentrum der Darstellung 
stehen. Als „Schlüsselbegriffe des politisch-rechtlichen Denkens“21 bündeln 
Staat und Verfassung übergeordnete Fragen des politischen Gemeinwesens 
wie diejenige nach den institutionellen Bedingungen der Demokratie, der 
Legitimation politischer Ordnung oder dem Verhältnis von Politik und 
Recht wie durch ein Brennglas.22 Wer den Begriff von Staat und Verfassung 
bestimmen will, kommt an einer Auseinandersetzung mit diesen Fragen 
nicht vorbei. Diese Arbeit macht es sich zur Aufgabe, den neuen Richtungs­
streit in der bundesdeutschen Staatsrechtslehre aufzuarbeiten und die darin 
vorgebrachten Staats- und Verfassungsverständnisse zu rekonstruieren sowie 
disziplin- und ideengeschichtlich zu kontextualisieren. Das Erkenntnisinte­
resse ist dabei zweigeteilt: in disziplingeschichtlicher Hinsicht geht es um 
Weichenstellungen und Entwicklungspfade der Disziplinentwicklung sowie 
um Brüche derselben. In systematischer Hinsicht steht die Wechselbezüg­
lichkeit von Staats- und Verfassungsdenken im Vordergrund. In einem typi­
sierenden Zugriff werden dabei die Positionen auf die maßgebenden Typen 
des Staats- und Verfassungsdenkens verdichtet.

Die Untersuchung setzt im Jahr 1979 ein, das den Ausgangspunkt der 
neueren Debatte um Staat und Verfassung markiert. Anlässlich des 30. Jah­
restages der Verabschiedung des Grundgesetzes charakterisierte Dolf Stern­
berger in einem Zeitungsartikel die politische Identität der Bundesrepublik 
als „Verfassungspatriotismus“.23 Die Reaktionen ließen nicht lange auf sich 
warten. Was der Staatsrechtslehre dabei vor Augen geführt wurde, war eine 
„Überhöhung“ der Verfassung zu einer „höchsten, geradezu bibelähnlichen 
Autorität“.24 Der Verfassungspatriotismus verweist auf ein tieferliegendes 
Phänomen. In diesem Begriff kulminierte gewissermaßen eine Übersteige­
rung des Verfassungsdenkens, wie sie charakteristisch für die Disziplinent­
wicklung unter dem Grundgesetz war und die fortan verstärkt wissenschaft­
lich hinterfragt und damit rechtfertigungsbedürftig wurde. Es entstand 
überhaupt erst ein Problembewusstsein für die Verfassungsentwicklung un­

21  Wahl 2010, S.  108.
22  Zum Welchselverhältnis von Politik und Recht: Frick/Lembcke/Lhotta 2017, S.  23 ff.
23  Zuerst in: FAZ vom 23. Mai 1979, S.  1; ausführlicher dann: Sternberger 1982.
24  Hesse 1983, S.  22.
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ter dem Grundgesetz. In der nachfolgenden Debatte kam das Unbehagen 
eines Teils der Staatsrechtslehre angesichts einer „Staatsvergessenheit“ und 
„Verfassungsschwärmerei“ innerhalb der eigenen Disziplin zum Ausdruck.25 
Dabei zeichnete sich bereits eine Frage ab, die die Disziplin bis heute immer 
wieder beschäftigt hat, nämlich welche Rolle der Staatsbegriff im Verfas­
sungsrecht spielt und was eigentlich der disziplinbegründende Erkenntnis­
gegenstand ist, Staat oder Verfassung. Dass es in den 1980er Jahren mit dem 
„Handbuch des Staatsrechts“ und dem „Handbuch des Verfassungsrechts“ 
gleich zwei Großprojekte gab,26 die beanspruchten, die Grundlagen der Dis­
ziplin vom Staat bzw. von der Verfassung her darzustellen, belegt den Dis­
sens über diese Frage anschaulich.

Ebenso wie auf Veränderungen der politischen Wirklichkeit im Zuge von 
Europäisierung und Internationalisierung reagiert der neue Richtungsstreit 
also auf die eigene Disziplinentwicklung. Daher richtet die Untersuchung 
im ersten Teil zunächst den Blick zurück auf die Anfangsjahre der Bundes­
republik (II.). Dass die Disziplinentwicklung nach 1949 dem Grundgesetz 
und der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts gefolgt ist, wurde 
vielfach bemerkt.27 Die ersten drei Abschnitte betrachten diese Wechselwir­
kung und fragen nach den Konsequenzen für das Staats- und Verfassungs­
denken. Der vierte Abschnitt verortet die Denkbewegung im Kontext der 
jüngeren Disziplingeschichte, die die Entwicklung des staatsrechtlichen 
Denkens als normative Verwestlichung interpretiert. Nach der Darstellung 
der großen Linien, die die Staatsrechtslehre insgesamt erfasst haben, widmet 
sich der zweite Teil dem Staatsdenken seit 1979 (III.). Dabei werden vier 
Typen des Staatsdenkens unterschieden, die jeweils unterschiedliche Facet­
ten des Staatsbegriffs fokussieren. Sie denken den Staat von der Ordnung 
oder der Demokratie her, begreifen ihn als Institution oder negieren die 
Relevanz des Staatsdenkens überhaupt. Die Typen werden entlang des 
Staatsdenkens exemplarischer Autoren verdeutlicht und auf ihre ideenge­
schichtlichen, theoretischen und methodischen Vorverständnisse hin be­
fragt. In gleicher Weise wird im dritten Teil verfahren (IV.). Die Untersu­
chung des Verfassungsdenkens konzentriert sich auf drei Typen, und zwar 
auf den Global Constitutionalism, das ideative Verfassungsdenken sowie den 
Neuen Positivismus. Zusammengenommen stecken die Typen des Staats- 

25  Vgl. Isensee 2004, Rn.  17. Ebenso: Depenheuer 1995; Merten 1992; Isensee 1986.
26  Das „Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland“ unter der 

Herausgabe von Ernst Benda, Werner Maihofer und Hans-Jochen Vogel machte 1984 
den Anfang, drei Jahre später folgte das von Josef Isensee und Paul Kirchhof herausge­
gebene „Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland“.

27  Vgl. nur die Kritik bei Schlink 1989.
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und Verfassungsdenkens den Kern der gegenwärtigen Selbstverständigungs­
debatte ab. Im Tonfall ist diese Debatte auffällig kompromisslos. Der letzte 
Teil (V.) begibt sich auf die Suche nach den Gründen dafür und nimmt 
insbesondere die generationelle Dimension der Auseinandersetzung in den 
Blick.

Eine Gesamtdarstellung des Staats- und Verfassungsdenkens in der neue­
ren Staatsrechtslehre steht bislang noch aus. Diese vorzulegen ist das Ziel 
dieser Arbeit. Dazu wurden die in Monografien, Sammelbänden und Fach­
zeitschriften veröffentlichten Debattenbeiträge der Staatsrechtslehrer sowie 
die Berichte der Staatsrechtslehrertagungen, die stets Aufschluss über den 
Diskussionsstand der Disziplin und die als besonders relevant erachteten 
Themen geben, ausgewertet. Auf die Arbeiten der dabei identifizierten Pro­
tagonisten des Richtungsstreits stützt sich die Typenbildung. Bei den Auto­
ren handelt es sich um Ernst-Wolfgang Böckenförde, Dieter Grimm, Ulrich 
Haltern, Josef Isensee, Matthias Jestaedt, Mattias Kumm, Oliver Lepsius, 
Christoph Möllers, Anne Peters, Gunnar Folke Schuppert, Uwe Volkmann, 
Andreas Voßkuhle und Rainer Wahl.

Bislang vorliegende Studien, die eine Aufarbeitung der Kontroverse ver­
sprechen, sind zumeist selbst Partei innerhalb des Richtungsstreits geblie­
ben. So folgt die von Möllers vorgelegte Theoriegeschichte der Staatstheorie 
in der Bundesrepublik seiner bereits andernorts explizierten Intention, die 
Staatsrechtslehre von der Staatsbegrifflichkeit zu befreien.28 Auch die Diszi­
plingeschichte hat sich der Historisierung des Staatsdenkens verschrieben. 
Frieder Günthers Untersuchung der bundesdeutschen Staatsrechtslehre 
kommt bereits mit Blick auf die späten 1960er Jahre zu dem Schluss, dass das 
Denken vom Staat her an ein Ende gekommen ist.29 Dabei fällt auf, dass sich 
die meisten Studien auf den Staat oder die Verfassung konzentrieren und 
damit gewissermaßen eine Entweder-Oder-Entscheidung nahelegen. Je­
staedt geht etwa bei seiner Standortbestimmung der Verfassungstheorie von 
einem „wechselseitigen Ausschlussverhältnis“ von Staats- und Verfassungs­
theorie aus.30 Demgegenüber will diese Arbeit das Staats- und Verfassungs­
denken in seiner Wechselbezüglichkeit darstellen.

28  Vgl. Möllers 2008a; sowie bereits ders. 2010 (erste Auflage 2000). Eine ähnliche 
Intention verfolgt auch: Lepsius 2013a. Im Gegensatz dazu teilt Udo Di Fabios Studie 
über die Staatsrechtslehre und ihr Verhältnis zum Staatsbegriff zwar ein ähnliches Er­
kenntnisinteresse, kommt aber zu einer anderen Schlussfolgerung – er verteidigt das 
Staatsdenken (Di Fabio 2003, S.  77 ff.).

29  Vgl. Günther 2004, S.  321. In eine ähnliche Richtung: Stolleis 2011a.
30  In erster Linie ist diese Position methodisch motiviert, sie folgt einem positivisti­

schen Rechtswissenschaftsverständnis: Jestaedt 2009a, S.  16. Zur Verfassungstheorie all­
gemein: Depenheuer/Grabenwarter 2010.



7I.  Einleitung

Eine Beschäftigung mit der staatsrechtlichen Debatte scheint aus politik­
wissenschaftlicher Sicht umso lohnenswerter, als es sich bei Staat und Ver­
fassung um eo ipso interdisziplinäre Gegenstände handelt. Das heißt auch die 
politikwissenschaftliche Betrachtung der politischen Institutionen Staat und 
Verfassung muss ihren Rechtscharakter in Rechnung stellen, wenn sie ihre 
politische Wirkung und Bedeutung verstehen will. Entsprechend sind die 
im Rahmen der Typisierung untersuchten Staatsrechtslehrer allesamt zu­
gleich wichtige Referenzautoren der politikwissenschaftlichen Staats- und 
Verfassungsforschung.31 Es ist daher unzutreffend, wenn behauptet wird, 
dass staatsrechtliche Studien keine Resonanz in der Politikwissenschaft fin­
den.32 Dennoch bleiben die Bezüge häufig punktuell. Auf diese Weise geht 
der spezifisch rechtliche und insbesondere der rechtswissenschaftliche Kon­
text der Aussagen verloren und das damit verbundene juridische Selbstver­
ständnis, das jedoch das Staats- und Verfassungsdenken ganz entscheidend 
prägt. Der interdisziplinäre Ansatz dieser Arbeit versteht sich daher als Brü­
ckenschlag zur staatsrechtlichen Debatte. Besonderes Augenmerk liegt auf 
den demokratie-, politik- und legitimationstheoretischen Implikationen der 
staatsrechtlichen Begriffsverständnisse sowie der darin zum Ausdruck kom­
menden Verhältnisbestimmung von Politik und Recht. Der typisierende 
Zugriff will die maßgebenden Positionen der Staatsrechtslehre ideenge­
schichtlich einordnen und disziplingeschichtlich kontextualisieren. Es ist das 
Ziel, die dahinter liegende Systematik der staatsrechtlichen Begriffe von 
Staat und Verfassung zu erhellen und für die politikwissenschaftliche Debat­
te anschlussfähig aufzubereiten.

31  Vgl. nur Anter/Bleek 2013; Dobner/Loughlin 2010; Benz 2008; Brodocz 2009; ders. 
2003; Stein 2007. Auch personell waren die beiden Disziplinen zumindest in den ersten 
Jahrzehnten der Bundesrepublik miteinander verwoben. Es waren juristisch geschulte 
Politologen wie Ernst Fraenkel, Otto Kirchheimer, Wolfgang Abendroth oder später 
auch Wilhelm Hennis und Ulrich K. Preuß, die die Politikwissenschaft in der Bundes­
republik geprägt haben.

32  So aber: Lepsius 2008, S.  15.





„Haben wir eigentlich den Auftrag, einen Macht­
kampf aufzuführen, oder den Auftrag, das Prob­
lem der Verfassung als Rechtsfrage zu sehen und 
zu formen?“

Theodor Heuss, Rede im Parlamentarischen Rat

II.  Die Verfassung als Staatsersatz

Die Geschichte des Grundgesetzes wird gemeinhin als Erfolgsgeschichte ge­
schrieben. Zu den Verfassungsjubiläen erscheint es den Laudatoren regelmä­
ßig als „Glücksfall“1 und „erfolgreichste Verfassung der deutschen Verfas­
sungsgeschichte“.2 Selbstverständlich war diese Entwicklung indes nicht. 
Die Öffentlichkeit begegnete den Beratungen des Parlamentarischen Rates 
weitgehend desinteressiert und die Politik war bemüht, den provisorischen 
Charakter des Grundgesetzes zu betonen, um nicht die deutsche Teilung 
vorschnell zu zementieren. In der Staatsrechtslehre herrschte ein nüchterner, 
sachlicher Ton ohne Enthusiasmus und das Bewusstsein, „sich in einem 
Übergangsstadium zu befinden“.3 Das Hoffen auf eine baldige Überwin­
dung der deutschen Teilung wurde freilich rasch durch den sich zuspitzen­
den Ost-West-Gegensatz enttäuscht und schließlich überdauerte das Grund­
gesetz als ursprüngliches Provisorium selbst die Wiedervereinigung. Damit 
sollte ein Kritiker wie Werner Weber Recht behalten, der dem Grundgesetz 
bereits unmittelbar nach seinem Inkrafttreten attestierte, dass es entgegen 
allen Ankündigungen „den Charakter einer perfekten Verfassung“4 trage. 
In einem Punkt seiner Polemik gegen das Bonner Grundgesetz irrte er je­
doch gründlich: mag das Grundgesetz anfangs auch ein „Juristengesetz“ 
gewesen sein, je länger es galt, desto mehr entwickelte es sich zu einem 
„Volksgesetz“.5

1  Kirchhof 2009.
2  Grimm 2009a, S.  605.
3  Stolleis 2012, S.  135.
4  Weber 1949, S.  10.
5  Webers Spott bezog sich auf den Stil des Grundgesetzes, das „nichts von unbeküm­

merter Frische, vorwärtsgreifendem Wagnis und mutiger Entscheidung“ habe. Alles sei 
„reflektiert, jeder Satz und jedes Wort gewendet und gefeilt, alles normiert und peinlich 
reguliert“ (Weber 1949, S.  12).
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In der Bevölkerung erfreut sich das Grundgesetz bis heute konstant hoher 
Zustimmungswerte6 und als „Exportgut“7 diente es zahlreichen Verfas­
sunggebungsprozessen in Asien, Südamerika und Europa als Vorbild. Über 
Jahrzehnte hinweg entstand so „die Erzählung vom beispiellosen Siegeszug 
von Verfassung und Verfassungsrecht unter dem Grundgesetz“.8 Dieser Sie­
geszug machte sich auch und vor allem in der bundesdeutschen Staatsrechts­
lehre bemerkbar, deren Fokus sich nach 1949 zunehmend auf die Verfassung 
und die Fortentwicklung der Grundrechtsdogmatik verengte. Der Staat als 
Regelungsgegenstand der Verfassung geriet demgegenüber in den Hinter­
grund; das Verfassungsrecht absorbierte gewissermaßen das Staatsrecht.9

Wechselt man vor diesem Hintergrund die Perspektive und wendet den 
Blick dem Staat zu, so lässt sich die Erfolgsgeschichte der Verfassung gleich­
sam als Marginalisierung des Staates lesen. Einem geflügelten Wort zufolge 
kann es in einer Demokratie ohnehin nicht mehr an Staat geben, „als seine 
Verfassung zum Entstehen bringt“.10 Der Autor dieses Satzes, Adolf Arndt, 
hat damit im Jahr 1963 noch den verfassungsrechtlichen Zugriff auf ehemals 
rechts- und kontrollfreie Residuen vordemokratischer Staatlichkeit einge­
fordert. Längst hat sich die Sentenz jedoch von ihrem Ursprung verselbst­
ständigt und steht sinnbildlich für die Prägekraft der Verfassung für Recht, 
Politik, Gesellschaft und Wissenschaft. Dabei deutet sich bereits ein Verfas­
sungsverständnis an, das die Verfassung nicht allein auf ihre normativ-recht­
liche Ordnungskraft beschränkt, sondern ihr ebenso orientierende Wirkung 
für das Gemeinwesen insgesamt zuschreibt.

Der Aufstieg der Verfassung seit 1949 bildet den Problemhorizont, vor 
dem sich die anhaltende Kontroverse um Staat und Verfassung seit dem 
Ende der 1970er Jahre abspielt. In verschiedener Hinsicht reagiert die De­
batte auf empfundene Defizite der Verfassungsentwicklung und der Wissen­
schaft vom Verfassungsrecht seit Gründung der Bundesrepublik. Sämtliche 
Debattenbeiträge nehmen auf die Erfolgsgeschichte der Verfassung nach 
1949 Bezug, sie grenzen sich von ihr ab oder passen sie veränderten Rah­
menbedingungen an. Im ersten Teil werden daher zunächst die prägenden 
Faktoren für diese Erfolgsgeschichte aufgeschlüsselt. Es geht dabei um die 

6  Die Zustimmung zum Grundgesetz ist zwar hoch, die Kenntnis der Inhalte und 
Prinzipien jedoch nur ansatzweise vorhanden. Siehe dazu den FAZ-Bericht zu einer 
Allensbach-Umfrage: Petersen 2009.

7  Häberle 2010 mit Verweis auf die Ausstrahlung des Grundgesetzes auf Südkorea, 
Taiwan und Spanien.

8  Schönberger 2011a, S.  7.
9  Pauly 2008, Rn.  13. Ebenso: Hofmann 1999, S.  1065; Möllers 2008a, S.  55; Stolleis 

2012, S.  246.
10  Arndt 1963, S.  25.
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Anliegen der Reihe POLITIKA

herausgegeben von
Rolf Gröschner und Oliver W. Lembcke

POLITIKA mit K. Damit erinnert der Titel dieser Reihe an die aristoteli­
schen „politika“ und deren Anliegen, die Belange der Bürgerschaft zu ver­
stehen, und zwar in wissenschaftlicher Absicht. So verschieden die gesell­
schaftlichen Bedingungen der Gegenwart gegenüber der griechischen Anti­
ke sind, so vergleichbar ist die Frage nach dem Gelingen des Lebens in einer 
Gemeinschaft freier und gleicher Bürger. Der Vergleich verlangt eine Ver­
gegenwärtigung alteuropäischer Traditionen politischen oder – im lateini­
schen Traditionsstrang synonym – republikanischen Denkens.

Eine Republik, die diesen Namen verdient, lebt vom Verweisungszusam­
menhang zwischen Freiheit und Ordnung. Herausgefordert durch den Hu­
manismus der italienischen Renaissance, verwirklicht im Gewissen der 
christlichen Reformation und verstärkt durch die Menschenrechte der neu­
zeitlichen Revolutionen sind die individuellen Freiheiten der Bürger in ein 
spannungsreiches Verhältnis zur institutionellen Freiheit der bürgerschaftli­
chen Ordnung als ganzer getreten. Die Publikationen der POLITIKA ha­
ben dieses Spannungsverhältnis zum Thema. Gemeinsam ist ihnen das Be­
streben, Voraussetzungen und Möglichkeiten der Organisation eines dyna­
mischen Gleichgewichts zu begreifen: zwischen der Freiheit aller und der 
Freiheit aller Einzelnen.

Für freiheitliche Ordnungen stellt sich die Aufgabe stetiger Stabilisierung 
eines solchen Gleichgewichts nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiet und 
nicht allein im Nationalstaat, sondern auf allen Gebieten der Politik, allen 
Ebenen nationaler, supranationaler und internationaler Organisationen und 
für alle Wissenschaften, die sich mit dem Phänomen des Politischen beschäf­
tigen. Die Dogmatik des Öffentlichen Rechts wird sich daher um die Wie­
dergewinnung ihres politischen Horizonts und die Weiterentwicklung des 
ius publicum zum ius politicum bemühen müssen. In der Tradition der po­
litischen Philosophie bleibt aber auch den innovativen Kultur- und Sozial­
wissenschaften das Grundproblem der guten Ordnung erhalten. Es nimmt 
sie in die Verantwortung, im Bewußtsein der Rechtsprinzipien verfaßter 
Gemeinschaften Sinn für normative Strukturen zu bewahren. Einer ent­
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sprechenden Vielfalt an Theorien und Methoden bieten die POLITIKA ihr 
Forum – möglichst interdisziplinär im Dialog und möglichst transdisziplinär 
im Ergebnis.
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